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WAHLGESCHAFT
DATUM: 30.09.1983
JURG SIEGENTHALER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Die seit 1959 bestehende Zusammenarbeit der vier grossen Parteien in der Regierung
des Bundesstaates geriet gegen Jahresende in eine ernste Krise. Es ist eine Eigenheit
der schweizerischen Regierungsbildung, dass sie formell auf periodischen
Majorzwahlen durch das Parlament beruht, ohne dass fur die Personenauslese ein
geregeltes zwischenparteiliches Verfahren besteht. So kommt es immer wieder vor,
dass ein von einer Regierungspartei nominierter Kandidat in der Wahl unterliegt, da die
Parlamentsmehrheit einen anderen Vertreter der betreffenden Partei vorzieht. Schon
bei der ersten Regierungsbildung nach der «Zauberformel» 1959 wurde der
Sozialdemokrat Tschudi statt des von der SPS portierten Parteiprasidenten Bringolf
gewahlt. Drei Jahre spater unterlag der offizielle konservativ-christlichsoziale Kandidat
seinem Parteikollegen Bonvin. 1973 schliesslich wurden den offiziellen Kandidaten aller
drei grossen Bundesrats-Parteien innerparteiliche Konkurrenten vorgezogen. In den 24
Jahren seit EinflUhrung der sogenannten «Zauberformel» hatte deswegen noch nie
einer der vier Partner die Zusammenarbeit in Frage gestellt. Dies geschah jedoch bei
den Gesamterneuerungswahlen vom 7. Dezember 1983.

Spekulationen iliber mogliche Vakanzen wurden schon frih angestellt. Hatten doch im
Vorjahr die Demissionare Hurlimann und Honegger ihren gemeinsamen Schritt damit
begrindet, dass 1983 das gleichzeitige Ausscheiden von drei oder vier Bundesraten
vermieden werden musse. So begann man mit dem Riicktritt Willi Ritschards und
Georges-André Chevallaz zu rechnen. Schon im Sommer zirkulierten zahlreiche Namen
moglicher Nachfolger und ruckten die politischen Spannungsfronten vermehrt ins
offentliche Blickfeld.

Anfang Oktober wurden die offiziellen Riicktrittserklarungen bekanntgegeben. So kam
die Diskussion Uber die Nachfolge noch vor den Parlamentswahlen in Gang. Im
Mittelpunkt stand die von der SP-Parteispitze beglnstigte Kandidatur der Zircher
Nationalratin ~ Lilian ~ Uchtenhagen (sp), die wegen ihres erheirateten
basellandschaftlichen Heimatscheins wahlbar war. Auf freisinniger Seite galt der
Waadtléander Staats- und Nationalrat Jean-Pascal Delamuraz als Favorit. Beide Anwérter
waren aber innerhalb wie ausserhalb ihrer Parteien nicht unumstritten.

Besonderes Interesse erregte es, dass erstmals die Wahl einer Frau in die
Landesregierung in greifbare Néhe rlckte. Wie dUblich spielten regionale
Vertretungsanspriiche eine Rolle. So machte man in Genf nachdricklich geltend, dass
man seit 1919 nicht mehr zum Zuge gekommen war. Die von Ritschard vertretene
Nordwestschweiz schien ihrerseits ein Recht auf Bertcksichtigung zu haben,
desgleichen der seit 1979 bundesratslose Kanton Bern. Gegen Kandidaten, die in Zlrich
und in der Ostschweiz zu Hause waren, gab man zu bedenken, dass dieser Landesteil
bereits drei von sieben Regierungssesseln besetzt hielt.

Die offentliche Debatte drehte sich in einem ganz ungewohnten Mass um persoénliche
Eigenschaften der Hauptkandidaten. Lilian Uchtenhagen wurde in geradezu peinlicher
Weise auf ihre Kommunikationsféhigkeit und seelische Belastbarkeit untersucht. Gegen
Delamuraz wurde eine private «Affare» aufgetischt, doch vermochte sich der robuste
Vollblutpolitiker der Tribung seines Image besser zu erwehren als seine weibliche
Kollegin.

Eine weitere emotionale Komponente erhielt der Kampf um die vakanten
Bundesratssitze, als Willi Ritschard am 16. Oktober ganz unerwartet an einem
Herzversagen starb. Aus den zahlreichen Wurdigungen seiner volksverbundenen
Personlichkeit, seiner Leistungen und seiner «Vision einer besseren Schweiz» trat da
und dort das Bild eines idealen Bundesrates hervor. Er hatte sich flr seine Ablésung
durch eine Frau ausgesprochen. Dass Lilian Uchtenhagen seine Wunschnachfolgerin
gewesen sei, konnte jedoch nicht Gberzeugend belegt werden.

Sechs sozialdemokratische Kantonalparteien prasentierten den nationalen
Entscheidungsgremien der SP ihre Kandidaten, bei denen die politische und die
blrgerrechtliche Heimat nicht in allen Fallen Ubereinstimmte. Portiert wurden neben
Lilian Uchtenhagen (ZH) die Nationalrdte Hans Schmid (SG) und Kurt Meyer (BE),
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Standerat Edi Belser (BL) sowie die Ex-Nationalrdte Otto Stich (SO) und Arthur Schmid
(AG). Sowohl im Parteivorstand wie in der Fraktion setzte sich Lilian Uchtenhagen
durch, in der Fraktion allerdings erst im zweiten Wahlgang. Auf sie folgten Hans Schmid
und Otto Stich; die Ubrigen waren schon nach der ersten Runde zurlickgetreten.

Die Fraktion der FDP hatte unter drei kantonalen Kandidaturen auszuwahlen. Der
Waadtlander Delamuraz siegte — im dritten Wahlgang — vor dem neuen Genfer
Standerat Robert Ducret und dem ehemaligen Tessiner Nationalrat Pier Felice Barchi.

Die knappen Ergebnisse liessen die Wahlen in der Vereinigten Bundesversammlung
noch vollig offen erscheinen. Die Nominierung der liberalen Genfer Sténderétin
Monique Bauer neben Lilian Uchtenhagen durch die unabhangige und evangelische
Fraktion blieb zwar blosse Demonstration; die Erkorene lehnte eine Kandidatur sogleich
ab. Doch die sozialdemokratische Kandidatin begegnete in burgerlichen Kreisen
fortgesetztem Widerstand. Dieser verschéarfte sich eher noch, als SPS-Prasident
Hubacher in einem Interview drohte, seine Partei werde nicht jede Alternative
akzeptieren; sollte die Wahl auf jemand fallen, der im internen Ausleseverfahren nur
minimale Unterstlitzung erhalten habe, so werde ein Parteitag Uber den Rickzug aus
der Landesregierung befinden. Freisinnigerseits wurde dies als Erpressungsversuch
gewertet; die FDP schien demgegenuber der Durchsetzung ihrer offiziellen Nomination
weniger Gewicht beizumessen. '

Unmittelbar vor dem Wahltag verringerte sich die Zahl der in Betracht kommenden
sozialdemokratischen Ausweichkandidaten. Der eher linksstehende, im parteiinternen
Nominationsverfahren zweitplacierte Hans Schmid, ein sankt-gallisch/aargauischer
Doppelburger, sah sich ausgeschaltet, als das Bliro der Vereinigten Bundesversammlung
sich einem Gutachten anschloss, das von ihm schon vor der Wahl die Preisgabe seines
sankt-gallischen Zweitblrgerrechts verlangte. Unter den im burgerlichen Lager
genehmeren Anwartern erklarten Fritz Reimann, Prasident des Schweizerischen
Gewerkschaftsbundes, und — nach Presseberichten nicht ganz freiwillig —
Bundeskanzler Buser ihren Verzicht. So einigten sich die Gegner Lilian Uchtenhagens
(sp, ZH) in letzter Stunde auf Otto Stich (sp, SO). Dieser erreichte denn auch im ersten
Wahlgang knapp das absolute Mehr. Der offizielle freisinnige Kandidat Delamuraz
drang ebenfalls im ersten Wahlgang durch; eine sozialdemokratische «Retourkutsche»
war nicht zu erkennen. Die bisherigen Bundesrate wurden problemlos wiedergewahlt;
Pierre Aubert fand diesmal mehr Anerkennung als vier Jahre zuvor. Anstelle des
verstorbenen Vizeprasidenten Willi Ritschard gelangte Leon Schlumpf ohne Vorstufe
gleich ins Bundesprasidium.

Stich erhielt 124 Stimmen, Uchtenhagen 96, Delamuraz 130, Ducret 53.
Bisherige BR: Furgler 198 Stimmen, Schlumpf 189, Egli 185, Friedrich 175, Aubert 151.

Otto Stich wurde die Annahme der Wahl von seiner Partei zwar nicht verwehrt, doch
diese ging daran, die Drohung ihres Prasidenten wahrzumachen. Der Vorstand berief
auf den Februar 1984 einen ausserordentlichen Parteitag ein. Bereits vor Jahresende
zeigte es sich, dass die Frage der Bundesratsbeteiligung in der SPS eine ernste Krise
auslosen wurde. Der Neugewahlte betonte schon vor seinem Amtsantritt seine
Unabhéngigkeit gegentber der blrgerlichen Mehrheit. So sprach er sich fur eine
Lockerung des Kollegialitatsprinzips aus, damit ein Bundesrat nicht mehr zur
Bekampfung einer Volksinitiative seiner Partei verpflichtet sei.

Das ungewohnte Geschehen fand in den Pressekommentaren sehr unterschiedliche
Erklarungen. Namentlich aus Frauenkreisen wurde die Nichtwahl Lilian Uchtenhagens
als Ausdruck der fortgesetzten Diskriminierung des weiblichen Geschlechts gedeutet.
Birgerlicherseits machte man daraus einen Fall Hubacher (sp, BS); der SPS-Président
habe mit seinen Druckversuchen gegentber der Parlamentsmehrheit wie gegenlber
eigenen Parteigenossen den Scherbenhaufen provoziert. Wissenschaftliche Beobachter
verwiesen auf die Polarisierung zwischen der SP und ihren burgerlichen
Regierungspartnern, denen es ihre Mehrheitsstellung erlaube, die Ergebnisse der
Konkordanz einseitig zu bestimmen. So seien 1982 die Kandidaten der FDP und der CVP
trotz ihrer Rechtsorientierung durchgesetzt worden; der linksgerichteten SP-
Vertreterin habe man jedoch nicht Gegenrecht gewéhrt. Auch ausserhalb der SP begann
man sich da und dort zu fragen, ob das System der Konkordanzdemokratie an ein Ende
gelangt sei. Bescheidenere institutionelle Konsequenzen zog die SVP: in einer Motion
beantragte sie eine Neuinterpretation der Verfassungsbestimmung, dass nicht mehr als
ein Bundesrat aus dem gleichen Kanton stammen dirfe; anstelle des Heimatortes solle
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kiinftig der Wohnort flr die Zugehdorigkeit massgebend sein. ?

In ihrem ersten gemeinsamen Gespriach im November kamen die Spitzen der
Regierungsparteien iiberein, die parteipolitische Zusammensetzung des Bundesrates
nicht anzutasten. Sie beschlossen, die Differenzen und Gemeinsamkeiten zu
verschiedenen wichtigen Themen zu diskutieren, ohne aber den Versuch zu
unternehmen, sich auf ein gemeinsames Regierungsprogramm zu verpflichten. In
weiteren Sitzungen einigte man sich darauf, auch die personelle Zusammensetzung des
Bundesrates nicht zu veréndern. ®

In den Spitzen der vier Bundesratsparteien herrschte Einigkeit, dass der frei werdende
Sitz bei der SP verbleiben sollte. Ebenso unumstritten war, dass, gerade nach der
Majorisierung der franzdsischsprachigen Schweiz in der EWR-Abstimmung vom 6.
Dezember 1992, wieder eine Person aus dieser Sprachregion gewéahlt werden sollte,
wobei der Kanton Waadt infolge des Sitzes von J.-P. Delamuraz allerdings ausschied.
Die Leitung der SP selbst machte rasch deutlich, dass es ihr sehr wichtig sei, eine Frau
in die Landesregierung zu bringen. Mit diesen Vorgaben war die Auswahl bereits stark
eingeengt. Die im Herbst 1991 in den Nationalrat gewéhlte Genferin Christiane Brunner
war die einzige sozialdemokratische Politikerin, welche diese regionalen
Voraussetzungen erflllte und gleichzeitig auch ausserhalb ihres eigenen Kantons
bekannt war. Von den bisherigen 99 Bundesraten hatten nur gerade drei weder dem
nationalen Parlament noch einer kantonalen Regierung angehdort. Die 46jahrige Juristin
hatte erstmals im Sommer 1991 als eine der Hauptinitiantinnen des Frauenstreiks
landesweit auf sich aufmerksam gemacht und war Ende 1992 zur Prasidentin des SMUV
gewéhlt worden. Sie wurde von der Genfer SP-Sektion fiir den Bundesrat portiert.

Neben Brunner wurden aber auch mannliche Kandidaten ins Spiel gebracht. Als einziger
verblieb schliesslich der von der Neuenburger SP vorgeschlagene Regierungs- und
Nationalrat Francis Matthey. Der Vorstand der SPS beschloss mit 80 Stimmen, Brunner
zu portieren ; neun hatten fir Matthey votiert, ein Antrag auf eine Doppelkandidatur
wurde nicht gestellt. Matthey erklarte, dass er vor der Annahme einer allfélligen Wahl
durch die Bundesversammlung zuerst mit der Fraktion und der Partei Rlcksprache
nehmen wurde. In der fur die Nomination schlussendlich zusténdigen SP-Fraktion
entfielen 32 Stimmen auf Brunner als offizielle Kandidatin und 10 auf Matthey; mit 27
gegen 13 Stimmen wurde von einer Doppelkandidatur abgesehen. Die Fraktionen der
drei burgerlichen Bundesratsparteien verzichteten darauf, eine Wahlempfehlung
abzugeben; die Anspriche der SP und der franzésischsprachigen Schweiz blieben aber
unbestritten. ®

Die Reaktionen auf diese zweite Nichtwahl einer offiziellen SP-Kandidatin — 1983 hatte
das Parlament anstelle von Lilian Uchtenhagen Otto Stich gewéahlt — fielen sehr heftig
aus. Bereits wéahrend des Wahlaktes demonstrierten rund 500 Frauen vor dem
Bundeshaus fur die Wahl Brunners. Auch burgerliche Parlamentarierinnen sprachen
emport von Affront und ménnlicher Machtpolitik. Andere Frauen sahen einen Teil der
Verantwortung auch bei der SP, welche an der zwar von den Medien unterstutzten, im
Parlament aber offensichtlich nicht mehrheitsfahigen Alleinkandidatur Brunners
festgehalten hatte.

Die Mitglieder der SP reagierten rasch und heftig. Von einer Reihe von Sektionen wurde
die Parteileitung aufgefordert, an der Kandidatur Brunner festzuhalten und im Falle
einer erneuten Nichtwahl aus der Regierung auszutreten. Einzig die SP des Kantons
Neuenburg sprach sich fur eine Wahlannahme Mattheys aus. Die bereits als neue
Kandidatin gehandelte SP-Fraktionschefin Ursula Mauch (AG) gab bekannt, dass sie auf
keinen Fall kandidieren werde, um den zweiten Bundesratssitz der Westschweiz nicht
zu geféhrden.

Hingegen tauchte der bereits in den Vorabklédrungen gefallene Name von Ruth Dreifuss
wieder auf. Die b3jahrige Sekretdrin des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes ist
franzdsischer Muttersprache und in Genf aufgewachsen; infolge ihrer beruflichen
Tatigkeit war sie aber seit gut zwanzig Jahren in Bern wohnhaft. Sie hatte dort auch
bereits im stadtischen Parlament gesessen und auf der SP-Nationalratswahlliste
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figuriert, aber noch kein kantonales politisches Amt ausgetbt. Damit galt nach dem
Garantiegesetz der Wohnort als ausschlaggebend fur die Kantonszugehorigkeit. Von
verschiedener Seite wurde die Idee gedussert, dass bei einer Deponierung ihrer
Schriften in Genf einer Wahl aus rechtlichen Grinden nichts entgegenstehen wuirde.
Politisch, nicht aber vom Alter und Erscheinungsbild her, waren nach allgemeiner
Einschatzung kaum Unterschiede zwischen den beiden Gewerkschafterinnen
auszumachen.

Die Sitzung des Vorstands der SP vom 6. Mérz in Zurich wurde begleitet von einer rund
8'000 Personen zéhlenden Demonstration fur Brunner. Der Vorstand beschloss, dass
fUr ihn nur die Wahl einer franzésischsprachigen Gewerkschafterin akzeptabel sei. Die
Empfehlung an die Fraktion, an einer Alleinkandidatur Brunner festzuhalten, wurde mit
50:40 Stimmen freilich nur relativ knapp gutgeheissen. Zwei Tage spater beschloss die
SP-Fraktion, sowohl Dreifuss als auch Brunner zur Wahl vorzuschlagen. Der gewahlte
Matthey erklérte, dass er diesen Vorschlag akzeptiere, um eine Regierungskrise zu
verhindern. Wahrend in Basel und Schaffhausen ebenfalls grosse Kundgebungen
zugunsten Brunners stattfanden, kam es in der Westschweiz nur zu vereinzelten
kleineren Manifestationen. ¢

Am 10. Marz trat die Bundesversammlung erneut zusammen. Vor dem Bundeshaus
demonstrierten rund 10'000 Frauen und Manner fur die Wahl Brunners. Das sonst
wéhrend Sessionen Ubliche Demonstrationsverbot auf dem Bundesplatz war von den
Berner Behérden in Absprache mit Nationalrats-Prasident Schmidhalter (cvp, VS)
aufgehoben worden. Matthey erklarte, dass er die vor einer Woche erfolgte Wahl nicht
annehme, da er von der SP-Fraktion nicht unterstutzt werde. In der Geschichte des
Bundesstaates war es bisher finfmal zu einer Nichtannahme der Wahl zum Bundesrat
gekommen; zum erstenmal geschah dies jetzt auf Druck einer Partei. Von einigen
Staatsrechtlern wurde die Durchfiihrung dieser Wahl deshalb heftig kritisiert. Fur
diesen nun eingetretenen Fall einer Nichtannahme hatte die SVP-Fraktion eine
Verschiebung der Wahl um eine Woche vorgeschlagen. Sie begrindete diesen Antrag
damit, dass die zwei Tage zuvor nominierte Kandidatin Dreifuss noch zuwenig bekannt
sei. Zudem koénne unter diesen Begleitumstanden — gemeint war damit vor allem die
gleichzeitig auf dem Bundesplatz stattfindende Demonstration — eine seridse Wahl
nicht vorgenommen werden. Der auch von den Liberalen, der AP und der SD/Lega
unterstitzte Ordnungsantrag wurde mit 117 zu 62 Stimmen abgelehnt.

Vor dem Wahlgang kam es nochmals zu einer kurzen Diskussion. Die LP gab bekannt,
dass sie keine der beiden Kandidatinnen unterstitzen werde, und die FDP rief zur Wahl
von Ruth Dreifuss auf. Im ersten Wahlgang erhielten Brunner und Dreifuss fast gleich
viele Stimmen (90 resp. 92). Deren 54 entfielen auf die freisinnige Nationalréatin Spoerry
(ZH), welche daraufhin erklarte, dass sie nicht kandidiere und die Stimmen einer
welschen Frau gegeben werden sollten. Auch im zweiten Wahlgang erreichte keine der
Kandidatinnen das absolute Mehr; aber Dreifuss steigerte sich auf 112 Stimmen. Brunner
kam noch auf deren 86; sie forderte daraufhin diejenigen, welche ihr die Stimme
gegeben hatten, zur Unterstitzung von Dreifuss auf. Im dritten Wahlgang wurde Ruth
Dreifuss bei einem absoluten Mehr von 96 Stimmen — die Vertreter der AP sowie ein
Teil der SD/Lega-Fraktion hatten den Saal verlassen, 38 Abgeordnete legten leer ein —
mit 144 Stimmen gewahlt. Sie nahm die Wahl an, womit der Kanton Genf seit 1919
erstmals wieder in der Landesregierung vertreten ist. Mit Ruth Dreifuss ist zudem zum
erstenmal eine Angehdrige der judischen Religionsgemeinschaft in der Landesregierung
vertreten.’

Konkrete politische Griinde fiir die Nichtwahl Brunners liessen sich eigentlich kaum
ausmachen. Sie hatte zwar seinerzeit der GSoA-Initiative flr eine Abschaffung der
Armee zugestimmt, das traf aber auch auf Dreifuss zu. Sowohl birgerliche als auch linke
Kommentatoren ordneten sie — wie auch Matthey und die schliesslich gewéahlte
Dreifuss — dem gemassigt-reformistischen Fligel innerhalb der SP zu. Dass es auch
nicht um die Frage ging, ob der Bundesrat ein reines Mannergremium bleiben soll,
zeigte die Wahl von Ruth Dreifuss. Ausschlaggebend durfte wohl gewesen sein, dass die
jugendlich und spontan wirkende Brunner dem Rollenverstandnis einer Mehrzahl der
Parlamentarier nicht entsprach. Darlber hinaus zeigte der Wahlvorgang aber auch auf,
dass sowohl der SP als auch den drei burgerlichen Regierungsparteien zumindest
momentan ausserordentlich viel an der Beibehaltung der sogenannten Zauberformel
fur die Regierungszusammensetzung gelegen war. ®
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Am 30. August teilte der im Dezember 1983 gewahlte Bundesrat Otto Stich (sp) zur
allgemeinen Uberraschung mit, dass er auf Ende Oktober demissionieren werde. Im
Laufe des Jahres hatten sich zwar burgerliche Politiker mehrmals fur seinen Rucktritt
ausgesprochen. Aber noch Mitte August hatte das SP-Sekretariat erklart, dass mit einem
Rucktritt nicht zu rechnen sei. In Wiurdigungen wurde Stichs Leistung als Finanzminister
gelobt; namentlich in der franzdsischsprachigen Schweiz wurde aber auch seine EU-
kritische Haltung und sein als ungenligend empfundenes Bemlhen um die
Kontaktpflege mit der Romandie kritisiert. °

Fur eine Mehrheit der SP-Leitung war klar, dass ihr zweiter Bundesrat neben Ruth
Dreifuss ein Mann sein sollte. Angesichts der bestehenden relativen Ubervertretung der
lateinischen Schweiz in der Regierung war auch seine deutschschweizerische Herkunft
unbestritten. Als aussichtsreichste Kandidaten prasentierten die Medien bereits zwei
Tage nach Stichs Rucktrittsankiindigung die Nationalrdte Leuenberger (ZH) und Marti
(GL) - beide verflgen als Mitglieder von Kantonsregierungen Uber Exekutiverfahrung -
sowie die Standerate Piller (FR) und Onken (TG). Als weiteren Anwarter schlug die SP
des Kantons Basel-Land den ehemaligen Stéanderat und amtierenden Regierungsrat Edi
Belser vor. Als einzige Frau présentierte die Berner SP alt Nationalratin Gret Haller,
welche als momentane Auslandschweizerin - sie ist Diplomatin beim Europarat -
aufgrund ihres Zircher Heimatscheins wahlbar ware. Am 16. September einigte sich der
SP-Vorstand auf einen Dreiervorschlag Leuenberger/Piller/Haller (in der Reihenfolge
der erzielten Stimmen) zuhanden der Fraktion; eine Empfehlung, wieviele von diesen
Bewerbern definitiv ins Rennen geschickt werden sollten, gab er nicht ab. Die Fraktion
beschloss, mit dem Zweiervorschlag Leuenberger/Piller vor die Vereinigte
Bundesversammlung zu treten. Die Fraktionen der drei anderen Bundesratsparteien
verzichteten auf eine Empfehlung zugunsten eines der beiden Kandidaten; beide
wurden als annehmbar taxiert. Die Grinen zeigten sich enttauscht Gber den Verzicht
auf eine Frauenkandidatur und beschlossen, zumindest im ersten Wahlgang flur Gret
Haller zu stimmen. ™

Der Wahlsieg der SVP bei den Nationalratswahlen, welcher sie von der viertgrossten
zur wahlermassig starksten Partei hatte anwachsen lassen, belebte die sporadisch
aufkeimende Diskussion um die Fortflihrung der sogenannten Zauberformel fir die
parteipolitische Zusammensetzung der Landesregierung. Unmittelbar nach den
Nationalratswahlen verlangten Parteiprasident Maurer (ZH) und Nationalrat Blocher
(svp, ZH) einen der beiden CVP-Sitze, da diese nun zur schwéchsten Bundesratspartei
geworden sei. Diese Forderung wurde von der SVP Ubernommen; die von der Partei
reklamierte Aussprache Uber eine neue Regierungszusammensetzung stiess aber bei
den anderen Bundesratsparteien auf kein Interesse. Die FDP zeigte keine Lust, einen
der beiden im Frihjahr frisch gewahlten CVP-Vertreter bereits wieder abzuwéahlen, und
auch die SP konnte kein Interesse an der Schwachung der politischen Mitte zugunsten
der SVP haben. In der Folge anderte deshalb die SVP ihre Stossrichtung und verlangte
einen der beiden SP-Sitze. Mit dieser Forderung konnte sie zwar bei einigen
Freisinnigen auf Unterstitzung hoffen, provozierte aber auch eine Gegenreaktion bei
der SP, welche erklarte, dass bei einer Abwahl eines ihrer beiden Regierungsmitglieder
auch das andere zurlcktreten wirde. Die FDP gestand zwar zu, dass eine rein
blrgerliche Regierung nicht ohne Reiz ware, gab aber zu bedenken, dass die
bestehenden Volksrechte die Regierungspolitik lEhmen kénnten und zudem der SP ihre
Oppositionsrolle zu einfach machen wirden. Ende November nominierte die SVP-
Fraktion ihren Bisherigen Adolf Ogi sowie, als Herausforderer flr die beiden
Sozialdemokraten, Christoph Blocher. Die CVP-Fraktion sprach sich einstimmig und die
FDP-Fraktion bei einigen Gegenstimmen fur die Bestatigung der Bisherigen und damit
gegen die Wahl von Blocher aus. "

Die Griinen kindigten kurz nach Ogis Demission an, dass sie eine eigene Kandidatin
aufstellen wiirden, was sie mit der Nominierung von Nationalratin Cécile Bihlmann (LU)
dann auch taten. Die SP versuchte vergeblich, die FDP und die CVP von der
Opportunitat eines Rauswurfs der SVP aus der Regierung zu lberzeugen. Ihr Angebot,
zu diesem Zweck eine freisinnige Kandidatur zu unterstltzen, fand lediglich bei einigen
Freisinnigen aus der Romandie Interesse. Der Versuch, die SVP aus dem BR
abzuwahlen, fand in der SP-Fraktion mit 29:5 Stimmen eine klare Mehrheit. Danach
lancierten einzelne SP-Politiker die Idee, mit Ulrich Siegrist wenigstens einen moglichst
weit vom politischen Kurs seiner Partei entfernten Vertreter der SVP zu wahlen. Ganz
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zum Schluss der Kampagne versuchte die SP dann auch noch, den FDP-Prasidenten
Franz Steinegger (UR) ins Spiel zu bringen. Die FDP und die CVP hatten zwar keine Lust,
der SVP den Bundesratssitz zu entreissen; aber sie machten von Anfang an klar, dass sie
niemanden unterstitzen wirden, der auf der radikalen aussenpolitischen Linie von
Nationalrat Blocher und seiner Zlrcher SVP politisiert. Da Eberle und auch Fuhrer
sowohl beim UNO-Beitritt als auch bei der Frage der Bewaffnung von schweizerischen
Armeekontingenten bei Friedenseinsatzen im Ausland eine von Blocher divergierende
Meinung vertreten, waren fur sie grundsatzlich alle vier SVP-Politiker wahlbar. Beide
Fraktionen verzichteten darauf, eine bestimmte Kandidatur zu unterstitzen. Die
Fraktion der Liberalen sprach sich fiir Schmid aus. ™

Dass der freiwerdende Sitz bei der SP bleiben sollte und vorzugsweise mit einer Frau
aus der lateinischen Schweiz zu besetzen sei, wurde nur gerade von der SVP bestritten.
Die Medien brachten die Regierungsratinnen Micheline Calmy-Rey (GE) und Patrizia
Pesenti (TI) sowie die Genfer Nationalratsprésidentin Liliane Maury Pasquier als
aussichtsreichste Kandidatinnen ins Spiel. Als Aussenseiter wurde zudem der
Neuenburger Stdnderat Jean Studer gehandelt. Von den Kantonalsektionen der SP
wurden zuhanden der SP-Fraktion diese vier sowie die Freiburger Regierungsratin Ruth
Liithi vorgeschlagen. Dabei flihrte die Nomination von Luthi zu einer vor allem von
Medienschaffenden ausgetragenen Polemik zwischen der Deutsch- und der
Welschschweiz. Da Luthi, welche seit 30 Jahren in der offiziell franzésischsprachigen
Stadt Freiburg wohnt und dort auch ihre gesamte politische Karriere absolviert hat, im
Kanton Solothurn aufgewachsen ist, wurde sie von einem Teil der welschen Medien
nicht als Kandidatin der franzésischen Schweiz anerkannt. Nachdem die Leitung der SPS
der Fraktion empfohlen hatte, auf die Kandidatinnen aus der Romandie (d.h. Calmy-
Rey, Maury Pasquier und Luthi, nicht aber die Tessinerin Pesenti und der Neuenburger
Studer) zu setzen, nominierte diese Micheline Calmy-Rey und Ruth Lithi, wobei klar
wurde, dass sie die Genferin bevorzugte. *

Das herausragende Ereignis des Jahres in diesem Bereich war aber nicht die
Neubesetzung des freisinnigen Bundesratssitzes, sondern das Aufbrechen der seit
1959 praktizierten Formel flr die parteipolitische Zusammensetzung der
Landesregierung, die sogenannte Zauberformel. Bereits im Vorfeld der
Nationalratswahlen wurde darlber spekuliert, ob bei einem weiteren Vormarsch der
SVP auf Kosten der FDP und der CVP ein zweiter Sitz fur die SVP noch zu vermeiden
wére. Allerdings wurde die Abwahl (bzw. Nichtwiederwahl) eines der beiden
wiederkandidierenden Regierungsmitglieder der CVP noch als wenig wahrscheinlicher
Tabubruch bezeichnet. Eine Nichtwiederwahl hatte es seit 1848 erst zweimal (1854,
Ochsenbein, und 1872, Chalet-Venel) gegeben. Beide wurden allerdings durch
Herausforderer aus derselben Partei (FDP) verdrangt. Aus den Parlamentswahlen vom
19. Oktober ging die SVP mit einem Wahleranteil von 26,7% (+4,2%) als eindeutige
Siegerin hervor. Indem sie in den franzosischsprachigen Kantonen Genf, Neuenburg
und Waadt zur starksten burgerlichen Partei wurde, konnte sie auch ihr bisheriges
Manko, fast ausschliesslich eine Deutschschweizer Partei zu sein, abstreifen. Verloren
hatten die CVP, welche noch auf 14,4% (-1,6%) kam, und die FDP mit 17,3% (-2,6%); die
SP vermochte hingegen ihren Wahleranteil um 0,8% auf 23,3% zu steigern. "

Am Abend des Wahlsonntags Uberraschte der Prasident der SVP, Ueli Maurer, die
Prasidenten der anderen Parteien vor laufender Fernsehkamera mit der ultimativ
vorgetragenen Forderung, dass bei der Gesamterneuerungswahl vom Dezember
Christoph Blocher anstelle einer der bisherigen CVP-Vertreter in den Bundesrat zu
wahlen sei, ansonsten die SVP aus der Regierung austreten werde. Wie sich in letzterem
Fall der amtierende Bundesrat der SVP, Samuel Schmid, verhalten wirde, blieb offen.
Die  SVP-Fraktionsfihrung und  spater auch die Fraktion und eine
Delegiertenversammlung sanktionierten dieses in kleinem Kreis vorbereitete Vorgehen
Maurers erst im Nachhinein, aber ohne wesentliche Opposition. Die rasch
verstummende parteiinterne Kritik monierte, dass die Ublichen Prozeduren bei der
Kandidatennomination missachtet wirden, und dass ein so wichtiger Entscheid wie ein
Regierungsaustritt nur von einer Delegiertenversammlung oder einer Urabstimmung
gefallt werden konne.

Die beiden anderen burgerlichen Regierungsparteien reagierten unterschiedlich. Die
FDP kritisierte zwar das aggressive Vorgehen der SVP, sah aber keinen Grund, deren
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Anspruch auf einen der beiden CVP-Sitze und die Kandidatur Blocher zu bekdmpfen.
Die von der SVP anvisierte CVP erklarte hingegen, dass ihre Vertreter nicht zurticktreten
wirden und die Partei sie dabei voll unterstitzen werde. Auch ihre Bundesrate Deiss
und Metzler liessen nie Zweifel daran aufkommen, dass sie wieder kandidieren wirden.
Obwohl es an der kompromisslosen Haltung der CVP auch parteiinterne Kritik gab,
welche beflirchtete, dass nach dem neuerlichen Wahlsieg der SVP ein Beharren auf den
zwei Bundesratssitzen fur die CVP kontraproduktiv wére, hielt die CVP-Spitze bis zur
Bundesratswahl vom 10. Dezember an dieser Linie fest. In der Vorbereitung des Terrains
fur die Bundesratswahl machte sich die CVP die Idee der SP zu Eigen, dass die SVP,
zumindest vorlaufig, den durch die Demission Villigers freiwerdenden FDP-Sitz erhalten
solle. Dabei griff sie die FDP auch inhaltlich an: Mit ihrer Unterstitzung der Kandidatur
Blocher sei diese zum Anhangsel der SVP geworden und nicht mehr repréasentativ fur
ihre gemassigt burgerliche Wahlerschaft. Diese werde einzig noch durch die CVP
vertreten, weshalb deren Anspruch auf zwei Sitze gerechtfertigt sei. Eine Woche vor der
Wahl beschloss die Fraktion, an der Wiederkandidatur sowohl von Deiss als auch von
Metzler festzuhalten. Zudem entschied sie, dass die zuerst antretende Metzler bei einer
Nichtwahl nicht gegen den nach ihr zu wahlenden Deiss antreten durfe.

Die Haltung der SP war nicht eindeutig und zudem stark von taktischen Interessen
geprégt. Im Sommer hatte Parteiprasidentin Brunner eine gewisse Bereitschaft
erkennen lassen, der SVP einen zweiten Regierungssitz zulasten der CVP einzurdumen.
Sie begrindete diese von einem Teil der Linken als Tabubruch empfundene
Unterstlitzung der SVP nicht mit deren Wéhlerstérke, sondern mit dem Verhalten der
CVP, welche zu weit nach rechts gertckt sei. Indirekt gab sie damit der CVP zu
verstehen, dass eine SP-Unterstitzung fir die Verteidigung ihrer beiden
Regierungssitze nicht gratis zu haben sei. In der Phase der Wahlvorbereitungen
konkretisierte die SP-Spitze diesen Preis und verlangte von der CVP Zusicherungen, in
konkreten sozial-, wirtschafts- und finanzpolitischen Fragen die SP-Positionen
mitzutragen. Derartige Vorstésse wurden auch von den Griinen gemacht, welche aber
rasch zur Erkenntnis kamen, dass die Positionen der CVP und der GP zu weit
voneinander entfernt sind, um eine tragfahige Mitte-Links-Regierung zu bilden.
Rechnerisch wére eine derartige Koalition mdglich gewesen, verfligte doch die Linke
mit der CVP Uber eine knappe Mehrheit von 125:121 Stimmen in der
Bundesversammlung. Obwohl die CVP der SP keine inhaltlichen Zugestandnisse machte,
beschloss die SP-Fraktion eine Woche vor der Wahl, die beiden Kandidierenden der
CVP zu unterstitzen. Nach den Nationalratswahlen war von Brunner auch die von der
CVP dankbar aufgenommene Idee ins Spiel gebracht worden, dass die SVP, zumindest
vorlaufig, den durch die Demission Villigers freiwerdenden FDP-Sitz erhalten kénnte. ™

Wahrend sich die Wirtschaft Uber das Wahlergebnis freute, reagierte die Linke, und
dabei insbesondere ihre weiblichen Vertreterinnen mit Empoérung. Nicht nur zog der
von ihnen kategorisch als nicht wahlbar erklarte Blocher in die Landesregierung ein,
sondern durch den Sieg von Merz Uber die von der Linken unterstitzte Beerli wurde die
Vertretung der wirtschaftsnahen Rechten im Bundesrat noch zusatzlich verstarkt. Dazu
kam, dass mit der Nichtwiederwahl Metzlers und der Niederlage von Beerli die
Frauenvertretung in der Regierung auf Calmy-Rey zusammenschrumpfte. Daran waren
allerdings die SP-Parlamentarierinnen nicht ganz unschuldig, hatten sie doch nach
eigener Aussage bei der Besetzung des CVP-Sitzes fir den ihnen politisch néher
stehenden Deiss und nicht fur Metzler gestimmt. Unzufrieden mit dem Wahlausgang
waren aber auch die Frauen der CVP und der FDP. Am Abend nach der Wahl fand in
Bern eine erste Protestdemonstration statt, welche am folgenden Samstag in grosserem
Rahmen mit rund 12'000 Teilnehmenden wiederholt wurde. ™

Die SP begann spéatestens im Sommer Avancen gegenlber der CVP (die 2003 wegen der
Wahl Blochers ihren zweiten Bundesratssitz verloren hatte) zu machen. Sie schlug ihr
vor, gemeinsam einen Sitz far die CVP zurlckzuerobern. Zuerst monierte
Parteiprasident Fehr (sp, SH), die mit zwei Sitzen Uberproportional vertretene FDP ins
Visier zu nehmen. Die CVP reagierte jedoch zurtickhaltend bis ablehnend auf diesen
Vorschlag, nicht zuletzt auch deshalb, weil sie vor den Parlamentswahlen kein Interesse
hatte, als Partnerin der Linken zu erscheinen. Aber auch die Grinen stellten sich in
diesem Fall nicht hinter die SP, sondern verlangten vielmehr einen Sitz fir sich selbst,
und zwar denjenigen von Blocher. Ende August nahm die SVP diese o&ffentlichen
Forderungen nach einer Abwahl Blochers - notabene von Parteien, die Blocher auch
2003 nicht die Stimme gegeben hatten - zum Anlass, um an einer Medienkonferenz von
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einem »Geheimplan™ zur Abwahl Blochers zu warnen. Sie lancierte eine millionenteure
Inserate- und Plakatekampagne, in der sie mit dem Slogan: .Blocher starken! SVP
wéhlen™ dazu aufrief, bei den Parlamentswahlen daflir zu sorgen, dass der von diesem
»,Geheimplan® bedrohte Blocher Bundesrat bleiben kénne. Ohne Blocher in der
Landesregierung wirden gemass den SVP-Inseraten die Steuern ansteigen, die Schweiz
der EU beitreten, die demokratischen Rechte abgebaut und die Kriminalitat zunehmen.
Der Bericht einer Subkommission der GPK-NR im Sommer 2006, der die Beteiligung
Blochers an einem Komplott zur Entlassung von Bundesanwalt Roschacher suggerierte,
stellte fur Blocher und die SVP einen weiteren Beweis fur die Existenz eines solchen
Geheimplans gegen Blocher dar. Diese Inseratekampagne der SVP sorgte auch bei
Freisinnigen, namentlich aus der franzoésischen Schweiz, fir Unmut. Bundesrat
Couchepin kritisierte sie in einem Interview im Radio der italienischen Schweiz und
erwéhnte, dass diese Werbung, die das Wohl des Landes von der Wiederwahl einer
einzigen Person abhangig mache, ihn an die Propaganda der italienischen Faschisten
mit dem Duce Mussolini erinnere.

Am 3. September bestimmten die Fraktionen ihre Kandidaturen. Die FDP nominierte
die St. Galler Regierungsratin Karin Keller-Sutter und den Nationalrat Johann
Schneider-Ammann (BE). Die drei weiteren Nationalrate Peter Malama (BS), Ruedi Noser
(ZH) und Ignazio Cassis (Tl), die von den jeweiligen Kantonalsektionen portiert wurden,
wurden nicht berlcksichtigt. Auch die SP nominierte zwei aus vier Kandidatinnen:
Standeratin Simonetta Sommaruga (BE) und Nationalratin Jacqueline Fehr (ZH) erzielten
mehr Fraktionsstimmen als Nationalrétin Hildegard Fassler (SG) und die baselstadtische
Finanzdirektorin Eva Herzog. Die SVP nominierte - nachdem sowohl die Nationalrate
Caspar Baader (BL), Peter Spuhler (TG) und Ulrich Giezendanner (AG) abgesagt hatten -
Nationalrat Jean-Francois Rime (FR) und die Grlinen traten mit Nationalratin Brigit
Wyss (SO) als Sprengkandidatin an. Auch die CVP meldete ihren Anspruch auf einen
zweiten Bundesratssitz an, wollte aber die Wahlen 2011 abwarten. ™

Viel zu reden gab die Departementsverteilung, die erstmals seit 1960 mit einer
sogenannten grossen Rochade und vier neuen Departementsvorstehern endete. Die
Presse mutmasste, dass die Verteilung nicht sehr konsensual vonstattengegangen war.
Es ware nur teilweise nach dem Anciennitatsprinzip vorgegangen worden: Bundesréatin
Calmy-Rey wollte nicht wechseln; Doris Leuthard wiinschte einen Wechsel ins Uvek und
Eveline Widmer-Schlumpf wollte das Finanzdepartement libernehmen. Beide Winsche
wurden gewahrt. Da weder Didier Burkhalter noch Ueli Maurer wechseln wollten,
blieben das Justiz- und Polizeidepartement und das Volkswirtschaftsdepartement
Ubrig. Obwohl Simonetta Sommaruga laut ungeschriebenem Anciennitatsprinzip zuerst
ihre Winsche héatte dussern dirfen, wurde schliesslich Johann Schneider-Ammann das
Volkswirtschaftsdepartement Ubergeben, da die burgerliche Regierungsmehrheit
dieses Departement nicht der ehemaligen Konsumentenschutzerin hatte Uberlassen
wollen. Obwohl sie als Nichtjuristin eher nicht in das JPD passen wurde, hatte die neu
gewahlte Magistratin dieses nun Ubernehmen mussen. Die SP - allen Voran ihr Prasident
Christian Levrat (FR) - reagierte sehr verargert auf die Verteilung und warf den anderen
Parteien einen Coup und eine Strafaktion gegen Sommaruga vor. Auch die SVP und die
Grlnen ausserten Unmut Uber die Departementswechsel. Ein Jahr vor den nationalen
Wahlen Wechsel vorzunehmen, sei eine Zwangerei und demokratisch fragwlrdig. Nur
die FDP, die CVP und die BDP zeigten sich zufrieden mit der neuen Verteilung.

Zu einer ersten Klarung der Situation trugen die Parlamentswahlen bei. So zogen die
Grlinen aufgrund der Niederlage bei den Parlamentswahlen ihren Anspruch auf einen
Bundesratssitz zurlick und traten nicht bei den Erneuerungswahlen an, obwohl sie noch
vor den Wahlen einen Regierungssitz fur sich reklamiert hatten. Sie hatten dabei nicht
nur mit ihrer Wahlerstarke sondern auch mit der wachsenden Bedeutung und
Berucksichtigung der Umweltpolitik argumentiert und eine Liste mit moglichen
Kandidierenden (darunter die Regierungsrate Bernhard Pulver (BE) und Guy Morin (BS),
der Genfer Stdnderat Robert Cramer oder die Zlrcher Stadtrétin Ruth Genner) ins
Gespréach gebracht. Die BDP hingegen sah dank ihres Erfolges bei den Wahlen keinen
Anlass, ihre Bundesratin zurlickzuziehen. Eveline Widmer-Schlumpf gab Ende Oktober
denn auch definitiv bekannt, sich fur die Wiederwahl bereitzustellen. Die SVP ihrerseits,
die bei den Wahlen Sitze einblssen musste, schloss vorerst eine Kampfkandidatur
gegen die FDP aus.
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Die SP brachte mdégliche Kandidaten flr die Nachfolge von Micheline Calmy-Rey frih in
Stellung  und  nutzte die  Auswahlprozedur  geschickt  fur  zusatzliche
Medienaufmerksamkeit im Wahlkampf. Die Partei bekraftigte, dass nur Kandidierende
aus der lateinischen Schweiz in Frage kamen. Als Topfavoriten galten der Waadtlander
Staatsrat Pierre-Yves Maillard und der Freiburger Standerat Alain Berset. Kandidaturen
reichten zudem Nationalrat Stéphane Rossini (VS) und die Tessiner Nationalratin Marina
Carobbio ein. Die SP-Fraktion préasentierte Ende November mit Alain Berset und Pierre-
Yves Maillard ein Zweierticket. Die Nichtnomination von Marina Carobbio stiess
insbesondere in der Sudschweiz auf Enttauschung, bedeutete dies doch, dass das
Tessin seit 1996 (Rucktritt von Flavio Cotti) weiter auf eine Vertretung in der
Landesregierung warten musste.

Obwohl die SVP sich schon sehr frih als Herausforderin profilierte, tat sie sich mit der
Suche nach Kandidierenden schwer. Zwar brachte sich Jean-Francois Rime (FR) schon
frih in Stellung. Die als Favoriten gehandelten Kandidaten sagten aber spatestens nach
den Parlamentswahlen alle ab: So verzichteten etwa der nicht in den Standerat gewéhlte
Caspar Baader (BL) oder der neue Stdnderat Roland Eberle (TG). Auch Nationalrat Adrian
Amstutz (BE), der im November seine Wiederwahl in den Stadnderat nicht geschafft
hatte, verzichtete genauso auf eine Kandidatur wie der umworbene Nationalrat Peter
Spuhler (TG) und Parteipréasident Toni Brunner (SG). Zum Problem der SVP wurde
allgemein die Wahlbarkeit der Kandidierenden: Wahrend linientreue Hardliner vom
Parlament als nicht wéhlbar betrachtet wurden, hatten es moderate SVP-Exponenten
schwer, die Hurde der Fraktionsnominierung zu Uberspringen. Bis Ende November
meldeten schliesslich Nationalrat Guy Parmelin (VD), Standerat Hannes Germann (SH),
und die Regierungsrate Jakob Stark (TG) und Heinz Tannler (ZG) ihre Ambitionen an.
Eher Gberraschend kam die Kandidatur von Nationalrat und Gewerbeverbandsprasident
Bruno Zuppiger (ZH), der als Schwergewicht betrachtet wurde und der angab, auf Bitte
von Christoph Blocher (ZH) anzutreten. Zuppiger war jeweils schon bei den
Bundesratswahlen 2003, 2007 und 2008 von der SP als valabler SVP-Kandidat ins Spiel
gebracht worden. Er galt deshalb weit Uber das burgerliche Lager hinaus als wéhlbar
und wurde denn auch prompt neben Rime auf ein Zweierticket gehievt. Allerdings
zwang ihn ein von der Weltwoche verbreiteter Vorwurf, bei einer Erbschaft
unrechtmaéssig Geld abgezweigt zu haben, zum Rickzug seiner Kandidatur. Die Presse
ging mit der SVP-Spitze, die offenbar von der Sache gewusst hatte und vorerst an
Zuppiger festhielt, hart ins Gericht. In einer Nacht- und Nebelaktion stellte die SVP in
der Folge nicht etwa einen der von den Kantonalsektionen nominierten Kandidaten,
sondern Nationalrat Hansjorg Walter als Ersatzkandidaten auf. Dieser hatte sich im
offiziellen Nominationsverfahren nicht zur Verflgung gestellt, weil er das Amt des
Nationalratsprasidenten tGbernehmen wollte. Der Wechsel wurde in der Presse als
unprofessionell, unglaubwirdig und peinlich bezeichnet und die Spitze der SVP musste
Fehler bei der Beurteilung der Kandidaten einraumen. Walter selber, der noch 2008
aufgrund einer einzigen Stimme nicht zum Bundesrat und im Berichtjahr mit einem
glanzenden Resultat zum Nationalratsprasidenten gewahlt worden war, machte
deutlich, dass er nur gegen den Sitz der BDP antreten wurde.

Nach den Hearings gaben sowohl die Griinen als auch die SP bekannt, dass sie ihrer
Fraktion die Wiederwahl von Eveline Widmer-Schlumpf empfehlen wirden. Die CVP
und die BDP diskutierten gleichzeitig Uber eine starkere klnftige Kooperation. Es
zeichnete sich deshalb ab, dass die SVP héchstens auf Kosten der FDP einen zweiten
Sitz erhalten wirde. %

Im Anschluss an die Gesamterneuerungswahlen und die Vereidigung der
Bundesratinnen und Bundesrate schritt die Vereinigte Bundesversammlung zur Wahl
der Bundesprasidentin und des Vizeprasidenten 2020. Turnusgemass wurde die
amtierende Vizeprasidentin Simonetta Sommaruga zur Prasidentin gewéahlt. Von den
243 ausgeteilten Wahlzetteln waren 37 leer und 6 ungultig. Von den 200 gulltigen
Stimmen erhielt die SP-Magistratin 186 - 14 Stimmen entfielen auf Diverse - und trat
damit zum zweiten Mal nach 2015 ein Préasidialjahr an. Funf Jahre zuvor hatte
Sommaruga noch finf Stimmen weniger erhalten.

In ihrer an die Wahl folgenden Ansprache betonte die Neo-Prasidentin, dass zu Beginn
der neuen Legislatur Aufbruchstimmung in der Luft liege. Noch nie zuvor habe ein
Parlament die Bevolkerung so breit abgebildet, noch nie hatte es darin so viele Mutter,
Frauen und junge Menschen gegeben. Es gebe jetzt im Parlament einen Wickeltisch und
ein Stillzimmer und zwar dort, wo friher geraucht worden sei. «Sie sehen: Die Luft wird
besser». Altersvorsorge, Klimaschutz und das Verhéltnis zu Europa seien die Themen,
die sie in ihrem Prasidialjahr besonders beachten wolle. Es brauche Zusammenarbeit,
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MARC BUHLMANN

WAHLEN
DATUM: 17.04.2019
MATHIAS BUCHWALDER

wozu sie auch heftige Debatten und Uneinigkeit zadhle. Am Schluss mussten aber
Loésungen gefunden werden, die die Bevolkerung mittrage. Die direkte Demokratie stelle
hohe Anforderungen an Bundesrat und Parlament und das sei auch gut so, endete die
Vorsteherin des UVEK und erhielt dafiir grossen Beifall.

Zum Vizeprasidenten wahlte die Vereinigte Bundesversammlung ebenfalls gemass
Turnus den amtierenden Wirtschaftsminister Guy Parmelin. Von den noch 240
ausgeteilten Wahlzetteln gingen 238 ein. 52 blieben leer und 3 waren unglltig. Parmelin
erhielt 168 Stimmen und 15 entfielen auf Diverse. Damit lag der Wirtschaftsminister
leicht Uber dem Schnitt, der bei Wahlen fur das Vizeprasidium seit dem Jahr 2000 bei
knapp 163 Stimmen liegt.

Regierungspolitik

Die so genannte Lex Leuenberger, eine Karenzfrist fiir die Ubernahme von Mandaten
durch ehemalige Bundesratinnen und Bundesrate, war zwar in der Zwischenzeit kein
Thema mehr, in einem Interview mit dem Westschweizer Radio RTS plauderte der
ehemalige SP-Bundesrat aber aus dem Nahkéstchen. Er sei von seiner Partei
fallengelassen und zu seinem Rdicktritt gedrangt worden. Tatsachlich war der Ausstieg
Leuenbergers aus der Exekutive 2010, trotz 15-jahriger Amtszeit, ziemlich tberraschend
gekommen. Er habe deshalb wohl "etwas zu nervés" Job-Angebote gesucht und das
Implenia-Mandat angenommen. Es war dieser Einsitz im Verwaltungsrat der Baufirma,
der ursachlich war flr die Kritik am ehemaligen Infrastrukturminister sowie fir die Idee
einer Lex Leuenberger. Er habe das Amt damals auch deshalb Ubernommen - so
Leuenberger weiter -, um seine Partei ein wenig zu provozieren. Er habe aber rasch
eingesehen, dass das nicht sehr weise gewesen sei und deshalb sein
Verwaltungsratsmandat nach zwei Jahren wieder abgegeben. #

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Elections fédérales 2019

Des vagues vertes et violettes ont déferlé sur la Suisse lors des élections fédérales de
2019. En effet, celles-ci ont été marquées par la progression des partis écologistes et
par une meilleure représentation des femmes sous la coupole. Portés par la présence
de la question climatique dans le débat public, les vert.e.s sont passés de 13 a 35
parlementaires, et les vert'libéraux de 7 a 16. Les manifestations pour le climat ont
permis a ce théme d'occuper le devant de la scéne au cours de la campagne. De
maniére similaire, la greve des femmes du 14 juin 2019 a bénéficié d'une importante
couverture médiatique. Dans les urnes, cela s'est traduit par une augmentation
significative de la délégation féminine dans les deux chambres. 95 élues siégeront entre
2019 et 2023, contre 71 lors de la législature précédente.

En outre, la cuvée 2019 des élections fédérales s'est distinguée par un nombre record
de candidatures. 4'645 personnes ont brigué un siege au Conseil national, contre 3'788
en 2015. Cette augmentation s'explique notamment par I'abandon des parrainages: les
partis ont été exemptés de collecter des signatures pour présenter plusieurs listes.
Ainsi, de multiples listes «jeunes», «femmes», «écologistes», «seniors» ou encore
«innovation» ont été lancées. Avec divers apparentements, cela a permis a certain.e.s
de grignoter les pourcentages nécessaires a la conquéte d'un siege supplémentaire.

Lors de I'élection au Conseil national, les vert.e.s ont récolté 13.2 pour cent des voix
(+6.1 points de pourcentage pp par rapport a 2015), franchissant ainsi pour la premiére
fois la barre symbolique des dix pour cent. Leurs cousins vert'libéraux se sont établis a
7.8 pour cent (+3.2pp). Les partis gouvernementaux ont fait les frais de cette
progression écologiste. Demeurant le premier parti du pays, I'UDC a cependant reculé a
25.6 pour cent (-3.8pp). Le PS a perdu 2pp pour s'établir a 16.8 pour cent, alors que le
PLR a engrangé 15.1 pour cent des suffrages (-1.3pp). En perte de vitesse constante
depuis plusieurs années, le PDC s'est fait passer devant par les vert.e.s. Avec 11.4 pour
cent (-0.2pp), le parti démocrate-chrétien a réalisé le score le plus bas de son histoire.
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Enfin, le PBD a aussi perdu des plumes, avec un score de 2.5 pour cent (-1.6pp). En
nombre effectif de mandats, 30 sieges sont revenus au groupe des vert.e.s, qui compte
également deux membres de |'extréme-gauche (+18 par rapport a 2015). Les socialistes
ont perdu 4 fauteuils mais en conservent 39. Les vert'libéraux obtiennent 16 mandats
(+9) et le PLR 29 (-4). 31 parlementaires composent le groupe du centre (25 PDC, 3 PEV
et 3 PBD), 5 de moins qu'en 2015. Malgré la perte de 12 sieges, le groupe UDC en
compte encore 55, y compris un représentant de la Lega et un de I'UDF. Avec ce
«Linksrutsch» («glissement a gauche»), les groupes UDC et PLR perdent la majorité
absolue qu'ils détenaient entre 2015 et 2019.

Le vent de changement n'a en revanche pas atteint le Conseil des Etats. Favorisés par
|'élection au systeme majoritaire pratiquée dans tous les cantons sauf le Jura et
Neuchétel, le PDC et le PLR demeurent les mieux représentés. Les démocrates-
chrétiens ont conservé leurs 13 fauteuils. Le PLR en a perdu un pour s'établir a 12
mandats. Les vert.e.s ont progressé au détriment du PS. En effet, les écologistes (5
sieges) ont récolté 4 siéges supplémentaires, tandis que les socialistes (9 sieges) ont di
en abandonner 3. 6 siéges sont revenus a I'UDC (+1). Enfin, I'indépendant Thomas
Minder a conservé son siege pour le canton de Schaffhouse.

L'étude électorale du FORS a révélé que le succes des vert.e.s était di au soutien d'une
grande part de I'électorat socialiste. En effet, un tiers des électeurs et électrices des
vert.e.s avaient voté pour le PS en 2015. Globalement, le PES et le PVL ont bénéficié du
soutien d'un électorat jeune. De son cdté, I'UDC a eu de la peine a mobiliser son
électorat, notamment car ses themes-phares, a savoir «l'immigration» et «l'asile»,
n'ont pas figuré en téte des problemes jugés prioritaires par la population. Tandis que
le PLR a aussi eu des difficultés a mobiliser son électorat, le PDC a pu compter sur ses
fidéles. Pour le parti démocrate-chrétien, le bat blesse lorsqu'il s'agit de récolter des
voix au-dela de ses troupes. En outre, la vague verte a été plus forte dans les villes que
dans les campagnes. En revanche, pas de Rostigraben pour la progression écologiste,
qui se fait ressentir tant en Suisse romande qu'en Suisse alémanique. Au Tessin, le
succes des écologistes a été moins retentissant. L'arc Iémanique et la région zurichoise
ont connu les progressions les plus marquées des partis verts.

Poussé par son succes, le parti écologiste a revendiqué un siege au Conseil fédéral.
Cependant, la candidature de la présidente du parti Regula Rytz (BE) n'a pas été
couronnée de succes. Les partis bourgeois ont défendu le siege d'lgnazio Cassis et le
Conseil fédéral a été renouvelé dans son intégralité.

Par canton:

Appenzell Rhodes-Extérieures: CE, CN
Appenzell Rhodes-Intérieures: CE, CN
Argovie: CE, CN
Bale-Campagne: CE, CN
Béle-Ville: CE, CN
Berne: CE, CN
Fribourg: CE, CN
Genéve: CE, CN

Glaris: CE, CN

Grisons: CE, CN

Jura: CE, CN

Lucerne: CE, CN
Neuchétel: CE, CN
Nidwald: CE, CN
Obwald: CE, CN
Saint-Gall: CE, CN
Schaffhouse: CE, CN
Schwytz: CE, CN
Soleure: CE, CN

Tessin: CE, CN
Thurgovie: CE, CN

Uri: CE, CN

Valais: CE, CN

Vaud: CE, CN

Zoug: CE, CN

Zurich: CE, CN
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DATUM: 07.12.2022
MARC BUHLMANN

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Frauen und Gleichstellungspolitik

Die Diskussionen um das Thema «Frauen im Bundesrat>» begannen bereits fiinf Tage
nach dem Rucktritt von Ueli Maurer und begleiteten die ganzen Bundesratswahlen
2022. Die NZZ titelte zu Beginn, dass die SVP «aufféllig viele Bundesratskandidatinnen»
habe und «plétzlich Frauenpartei» sei. Auch wenn Magdalena Martullo-Blocher (svp,
GR) und Diana Gutjahr (svp, TG) bereits abgesagt hatten, hatten die Medien mit Esther
Friedli (svp, SG), Natalie Rickli (svp, ZH), Monika Ruegger (svp, OW) und Cornelia Stamm
Hurter (SH, svp) «flr eine Partei ohne Frauenférderungsprogramm [...] erstaunlich viele
valable Kandidatinnen» ausgemacht. Nachdem bis auf die Nidwalder Regierungsratin
Michéle Blochliger (NW, svp) alle Kandidatinnen abgesagt hatten, drehte jedoch der
Wind in der Berichterstattung: Der SVP mangle es an Frauen, titelte etwa 24Heures. Sie
bleibe «le parti des hommes», schrieb Le Temps, woflr sie die lediglich knapp 20
Prozent gewahlten SVP-Frauen im nationalen Parlament, aber auch das Verhalten der
Ménner in der Partei als Belege ins Feld fuhrte. Ueli Maurer habe 2014 Frauen
beispielsweise als «Gebrauchtgegenstande im Haushalt» bezeichnet. Entsprechend
habe Michele Blochliger gegen die maéannlichen SVP-Schwergewichte auch keine
Chance. Der Tages-Anzeiger erinnerte daran, dass die SVP in Geschlechterfragen
bereits einmal weiter gewesen sei: Im Jahr 2000 habe sie Rita Fuhrer als
Bundesratskandidatin vorgeschlagen, das Parlament habe damals jedoch Samuel
Schmid gewahlt. Die Sonntagszeitung sprach ob der vielen Absagen hingegen von einer
«Partei der Feiglinginnen».

Zwar forderten nicht wenige Exponentinnen und Exponenten der SVP - etwa Toni
Brunner (svp, SG), der der Findungskommission angehdrte, Nationalratin Céline
Amaudruz (svp, GE) oder gar Christoph Blocher -, dass die Partei dem Parlament eine
Kandidatin und einen Kandidaten zur Auswahl prasentiere. Letztlich war die einzige
Frau unter den offiziell Kandidierenden allerdings chancenlos: In der Fraktion sprachen
sich nur 4 (von 51) Mitgliedern fur die Nidwaldner Kandidatin Blochlinger aus.

Nicht nur die Gleichstellung von Frauen und Mannern, auch die Genderdebatte erhielt
im Zusammenhang mit den Wahlen einige mediale Aufmerksamkeit. So sorgte eine im
Rahmen seiner Rucktrittsankliindigung gemachte Aussage von Ueli Maurer fur Kritik,
wonach es keine Rolle spiele, ob eine Frau oder ein Mann seine Nachfolge Gbernehmen
werde - «solange es kein <Es> ist, geht es ja noch». Das Transgender-Netzwerk forderte
vom scheidenden Bundesrat eine Entschuldigung und Kim de ['Horizon, die
genderfluide, nichtbinare Person, die mit ihrem Debutroman 2022 mit dem Schweizer
und dem Deutschen Buchpreis ausgezeichnet worden war, fragte in einem NZZ-
Feuilletonbeitrag, was so schlimm am Kérper von Kim de I'Horizon sei, dass ihn Ueli
Maurer von politischer Fluhrung ausschliessen wolle. Kim de I'Horizon lade den noch
amtierenden Bundesrat auf ein Bier ein, damit dieser ein «Es» kennenlernen kénne.

Diese Debatten waren jedoch in der Folge auch deshalb nur noch Randthema, weil die
Gleichstellungsdiskussion kurz nach dem Rucktritt von Simonetta Sommaruga auf die SP
libersprangen, nachdem die Parteileitung bekannt gegeben hatte, dass die SP auf ein
reines Frauenticket setzen werde. Es sei «logisch», dass die SP nur Frauen aufstelle,
weil sie mit Alain Berset bereits einen Mann in der Regierung habe, war zwar zuerst der
allgemeine mediale Tenor gewesen. Auch nachdem Daniel Jositsch (sp, ZH), der selber
Ambitionen auf den Sitz in der Bundesregierung hegte, diese Entscheidung kritisiert
und eine eigene Kandidatur in den Raum gestellt hatte, war im linken Lager
unbestritten, dass nur eine Frau als Nachfolgerin von Simonetta Sommaruga in Frage
kommen wirde - auch wenn dieser Entscheid auch von einigen SP-Frauen kritisiert
wurde. Einige Kritik wurde jedoch auch aus dem blrgerlichen Lager laut.

Fir mehr mediale Aufmerksamkeit sorgte hingegen die von Tamara Funiciello (sp, ZH)
lancierte Uberlegung, dass es im Bundesrat mehr junge Miitter mit schulpflichtigen
Kindern brauche, damit die Gleichstellung und die Diskussion um die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie Fortschritte machten. Im Sonntagsblick wurde vermutet, dass junge
Mutter wohl bei einer Wahl starker in der Kritik stehen und wahlweise als schlechte
Mutter oder schlechte Bundesratin gelten wirden. Mit Elisabeth Kopp, Micheline
Calmy-Rey und Eveline Widmer-Schlumpf seien zwar bereits Mutter in der
Landesregierung gewesen, nur die Tochter von Elisabeth Kopp sei damals allerdings im
schulpflichtigen Alter gewesen, berichtete der Tages-Anzeiger. Karin Keller-Sutter habe
vor einigen Jahren gar gesagt, dass ihre politische Karriere mit Kindern nicht méglich
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gewesen ware. In anderen Landern sei es hingegen Realitat, dass junge Frauen mit
Kindern Regierungsverantwortung Ubernahmen. Naturlich sei es in der Schweiz
unublich, dass jemand zwischen 30 und 40 Bundesratin werde, dennoch sei es nie
jemandem in den Sinn gekommen, bei Alain Berset in der entsprechenden Situation
nach Vereinbarkeit von Amt und Familie zu fragen, so der Tages-Anzeiger. Freilich habe
es auch schon Maénner gegeben, die aus familiaren Grinden auf einen
Bundesratsposten verzichtet hatten, aktuell etwa Marcel Dettling (svp, SZ) bei der
Nachfolge von Ueli Maurer. Die NZZ meinte hingegen, dass die Frage nicht sei, ob die
Schweiz daflr bereit sei, sondern ob junge Schweizer Mitter sich Uberhaupt zur
Verflgung stellen wirden.

Vor allem bei der Kandidatur von Evi Allemann (BE, sp) war das Thema «junge Mutter im
Bundesrat» Gegenstand jedes Interviews mit der Bernerin. Es sei «vielleicht eine neue
Selbstverstandlichkeit», dass junge Frauen, die vor 20 Jahren gewahlt worden seien,
dank ihrer Erfahrung mehr Verantwortung Ubernehmen wollten, mutmasste Evi
Allemann in einem dieser Interviews. lhre Arbeit im Regierungsrat des Kantons Bern
zeige, dass es sehr wohl moglich sei, Kinder zu haben und ein Regierungsamt zu
bekleiden, gab sie dabei zu Protokoll.

Dass Politikerinnen auch medial anders beurteilt werden als Politiker, zeigte dann auch
die Kandidatur von Eva Herzog (sp, BS). Nicht ihre Mutterschaft, sondern ihr Alter war
héaufig Gegenstand der Berichterstattung: «Es ist halt immer das Gleiche. Zuerst sind
die Frauen zu jung und unerfahren, dann haben sie Kinder und es geht nicht, und am
Schluss sind sie zu alt», kritisierte die Basler Standeratin die entsprechenden
Diskussionen. Beim SVP-Kandidaten Heinz Tannler (ZG, svp), der 62 Jahre alt sei, rede
niemand Uber das Alter. Letztlich gehe es im Bundesrat aber weder um Geschlecht,
Familie oder Alter, sondern um Dossierkenntnisse, so Eva Herzog.

Interessanterweise wurde das Thema Vereinbarkeit von Amt und Familie in der
Deutschschweizer Presse wesentlich virulenter diskutiert als in der Westschweizer
Presse. Als moglichen Grund erachtete Min Li Marti (sp, ZH) in einem Interview mit der
NZZ, dass die Vorstellung, dass Familie Privatsache sei und eine Frau, die sich nicht den
Kindern widme, eine Rabenmutter sei, in der Deutschschweiz viel starker verbreitet sei
als in der Romandie.

Als positiv wurde es hingegen vielfach erachtet, dass die Diskussion um
Frauenvertretung im Bundesrat heute wesentlich wichtiger sei als noch vor ein paar
Jahren. Dass die Vertretung von Frauen in der Politik heute viel starker als
Selbstverstandlichkeit betrachtet werde, sei ein grosser Fortschritt, urteilte etwa der
Tages-Anzeiger. Vielleicht wirden kunftig andere Kriterien wichtiger. In der Tat gab es
im Vorfeld der Ersatzwahlen etwa auch Forderungen flr eine bessere Reprasentation
hinsichtlich Ausbildung und von «Nicht-Studierten» im Bundesrat. Im Zusammenhang
mit moglichen Wahlkriterien wurde zudem oft darauf hingewiesen, dass die friher
bedeutende Konfessionszugehorigkeit heute Uberhaupt keine Rolle mehr spiele.

Mehrfach Grund fur Kritik lieferte schliesslich die mediale Berichterstattung zu den
Wahlen selbst. So spielten bei der Analyse der Grinde fur die Wahl Albert Réstis und
Elisabeth  Baume-Schneiders in den meisten Deutschschweizer = Medien
Geschlechterdiskussionen eine relevante Rolle. Hervorgehoben wurde vor allem die im
Vergleich zu Eva Herzog sympathischere Art der Jurassierin. Die NZZ beispielsweise
kritisierte, dass die «sich zugéanglicher und mutterlicher» prasentierende Elisabeth
Baume-Schneider die «pragmatisch, kompetent und maximal unabhangig» und
«Uberdurchschnittlich starke Kandidatin» Eva Herzog habe Ubertrumpfen kénnen. Dies
habe einen «schale[n] Nachgeschmack». Bei den beiden SVP-Kandidaten waren solche
Attribute kaum zu finden. Zwar wurde anders als noch bei friheren
Bundesratinnenwahlen kaum Uber Frisur oder Kleidung geschrieben, trotzdem war
auffallig, dass nur bei den Frauen ein «sympathisches und mutterliches» Auftreten als
moglicher Wahlgrund aufgeflhrt wurde, nicht aber bei den beiden Mannern. Albert
Résti wurde weder als «vaterlich» noch als «zugénglich» beschrieben. Er sei zwar «ein
frohlicher Mensch>», so die NZZ, er habe aber eine «andere Eigenschaft, die ihn fur den
harten Job eines Bundesrats empfiehlt: Er ist zah».

Umgekehrt wurde insbesondere von verschiedenen Frauen mehrfach kritisiert, dass
einmal mehr, wie bereits bei der Wahl von Ruth Metzler 1999, nicht die kompetentere,
sondern die «Frohnatur», wie es die NZZ ausdrlickte, ggwonnen habe. «Starke Frauen»
hatten es demnach schwer, von den Mannern gewahlt zu werden, lautete die Kritik.
Hingegen verwies die NZZ darauf, dass auch bei den Ménnern nicht selten der
«Gmaogigere» gewinne.
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WAHLEN
DATUM: 10.03.1993
MARIANNE BENTELI

BERICHT
DATUM: 31.12.2022
HANS-PETER SCHAUB

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kirchen und religionspolitische Fragen

Mit Ruth Dreifuss wurde erstmals ein Mitglied der judischen Kultusgemeinde in die
Landesregierung gewahlt. Bemerkenswert war, dass dies im zum Teil emotional sehr
aufgeladenen Umfeld dieser Bundesratswahl zu keinem Zeitpunkt ein Thema war und in
den Pressekommentaren héchstens zu einem Nebensatz Anlass gab.

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Parteien

Jahresriickblick 2022: Parteien

Die Parteien als wichtige politische Akteure werden in der Offentlichkeit besonders
stark im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen wahrgenommen. Mit den
Bundesratsersatzwahlen vom Dezember 2022 schnellte insbesondere die
Medienprasenz der SVP und der SP, in geringerem Mass auch jene der Grinen in die
Hohe (siehe Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse 2022 im Anhang).

Die SVP hatte dabei den zurticktretenden Ueli Maurer zu ersetzen. Zu reden gab dabei,
dass die in den letzten Jahrzehnten tonangebende Zircher Kantonalsektion erst nach
langerer Suche Uberhaupt eine Kandidatur préasentieren konnte (alt Nationalrat Hans-
Ueli Vogt), wahrend die Berner Sektion mit Nationalrat Albert Rosti und Sténderat
Werner Salzmann gleich zwei Kandidaten ins Rennen schicken konnte. Relativ frih
zeichnete sich ab, dass es anders als bei friheren Bundesratswahlen bei der SVP zu
keiner Zerreissprobe und allfélligen Parteiausschlissen kommen wirde, da die anderen
Fraktionen keine Ambitionen erkennen liessen, eine Person ausserhalb des offiziellen
SVP-Tickets zu wéhlen, fur das die SVP-Fraktion letztlich Vogt und Roésti auswahlte.
Schliesslich erhielt die SVP mit Albert Rosti einen Bundesrat, der als linientreu und
gleichzeitig umganglich im Ton gilt.

Die SP wiederum hatte nach dem Uberraschenden Ricktritt von Simonetta Sommaruga
nur wenig Zeit fur die Nominierung ihrer Kandidaturen. Fur gewisse Turbulenzen sorgte
hier der von der Parteispitze rasch und offensiv kommunizierte Antrag an die Fraktion,
sich auf Frauenkandidaturen zu beschrédnken. Sténderat Daniel Jositsch (sp, ZH)
rebellierte zunéachst dagegen und gab seine eigene Kandidatur bekannt, zog diese aber
wieder zurlck, nachdem die SP-Fraktion dem Antrag der Parteispitze deutlich
zugestimmt hatte. Mit einer «Roadshow» der Kandidatinnen in verschiedenen
Landesteilen versuchte die SP trotz der knappen Zeit noch vom Schaufenstereffekt der
Bundesratswahlen zu profitieren. Aufs Ticket setzte die Fraktion schliesslich die beiden
Standeratinnen und ehemaligen Regierungsratinnen Eva Herzog (BS), die Mitglied der
SP-Reformplattform ist und eher dem rechten Parteiflligel zugerechnet wird, und
Elisabeth Baume-Schneider (JU), die als umganglicher und weiter links stehend gilt. Im
Parlament gingen in den ersten Wahlgangen Uberraschend viele Stimmen an den nicht
auf dem Ticket stehenden Jositsch, bevor schliesslich Baume-Schneider den Vorzug vor
Herzog erhielt. Wenig erbaut zeigte sich die SP von der anschliessenden
Departementsverteilung, bei der Baume-Schneider das EJPD zugeteilt und Alain Berset
ein angeblich gewlnschter Wechsel aus dem EDI verwehrt wurde.

Dass weder die SVP noch die SP um ihre zweiten Bundesratssitze bangen mussten,
hatte auch damit zu tun, dass sich die Griinen, die bei den letzten
Gesamterneuerungswahlen noch mit einer Sprengkandidatur angetreten waren, selbst
frih aus dem Rennen nahmen. Manche Beobachterinnen und Beobachter warfen den
Grinen deswegen Harmlosigkeit und mangelnden Machtinstinkt vor. Die Grunen
argumentierten dagegen, dass ein Angriff auf den SP-Sitz dem rot-griinen Lager keine
Starkung bringen wirde und ein Angriff auf den SVP-Sitz aussichtslos gewesen ware,
weil das «Machtkartell» der bisherigen Bundesratsparteien keine Sitzverschiebungen
wolle.

Alle 2022 durchgeftihrten kantonalen Wahlen wurden von den Medien auch als Tests
fir den Formstand der Parteien im Hinblick auf die eidgendssischen Wahlen im Herbst
2023 interpretiert. Die grossen Zwischenbilanzen, die im Méarz nach den kantonalen
Wahlen in Bern, der Waadt, Obwalden und Nidwalden gezogen wurden, bestéatigten sich
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PARTEICHRONIK
DATUM: 02.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

im Wesentlichen auch in den folgenden Glarner und Zuger Wahlen (allerdings nicht in
Graublinden, das wegen einem Wechsel des Wahlsystems jedoch einen Sonderfall
darstellt): Die «griine Welle> rollte weiter, zumal die Griinen und noch stérker die GLP
fast durchwegs Zugewinne verbuchen konnten. Demgegenutber bulssten alle vier
Bundesratsparteien Stimmenanteile ein, am deutlichsten die SP. Spekulationen tber
Gewinne und Verluste bei den nationalen Wahlen und mégliche Auswirkungen fur die
Sitzverteilung im Bundesrat sind freilich zu relativieren, weil sich Themen- und
Parteienkonjunktur bis im Oktober 2023 noch deutlich verandern kénnen und sich
kantonale Wahlergebnisse aus mehreren Grinden nicht einfach auf die nationale Ebene
Ubertragen lassen.

Misst man den Rickhalt der Parteien an ihrem Erfolg in den Volksabstimmungen, so
ergibt sich ein etwas anderes Bild: Am haufigsten - namlich bei 8 von 11
Abstimmungsvorlagen - stand dieses Jahr die EVP mit ihren Parolen auf der Siegerseite,
gefolgt von EDU, FDP, GLP und Mitte (je 7). Seltener jubeln konnten die Parteien an den
linken und rechten Polen des Spektrums (Griine, PdA, SP und SVP: je 6). Freilich ist
nicht jede Abstimmungsvorlage fur jede Partei gleich wichtig. So war etwa fur die SP das
knappe Ja zur AHV-21-Reform mit der Frauenrentenaltererhbhung besonders
schmerzhaft, die beiden Nein zu den Teilabschaffungen von Stempel- und
Verrechnungssteuer hingegen besonders erfreulich. Fir FDP und SVP war es gerade
umgekehrt, daneben war fir sie auch die Ablehnung des Medienpakets ein bedeutender
Erfolg.

Mit Blick auf ihre Mitgliederzahlen sahen sich derweil fast alle gréosseren Parteien im
Aufwind: GLP, Grine, Mitte, SP und SVP meldeten im Vergleich zu 2020
Mitgliederzuwéachse im vierstelligen Bereich, die FDP hatte keine Informationen zu ihrer
aktuellen Mitgliederentwicklung. Ein Grund fur die vermehrte Hinwendung zu den
Parteien koénnte sein, dass die stark alltagsrelevante Covid-19-Pandemie, die
intensivierte Diskussion um den Klimawandel und aussergewdhnlich intensive
Abstimmungskampfe etwa zur Konzernverantwortungsinitiative im November 2020 und
zu den beiden Covid-19-Gesetzesvorlagen im Juni und im November 2021 viele
Blrgerinnen und Burger starker politisiert haben.

Das Jahr brachte in der Schweizer Parteienlandschaft auch einige strukturelle
Veranderungen. So ist mit der Grindung einer Kantonalsektion in Uri die GLP nun
erstmals in samtlichen Kantonen préasent. Bei der BDP fand zum Jahresbeginn der
umgekehrte Weg seinen Abschluss: Am 1. Januar 2022 horten die letzten beiden BDP-
Kantonalsektionen auf zu existieren, nachdem die Partei auf nationaler Ebene schon ein
Jahr davor in der Mitte aufgegangen war. Ganz aufgelost wurde sodann die Partei
national orientierter Schweizer (Pnos), die als parteipolitischer Arm der rechtsextremen
Szene in der Schweiz gegolten hatte. Sie war im Parteiensystem nie Uber eine marginale
Rolle hinausgekommen. lhre Auflosung bedeutet allerdings nicht das Aussterben
rechtsextremer Ideologien im Land, sondern lediglich das - vorlaufige - Ende der
parteipolitischen Aktionsform des Milieus.

Nachdem der Bundesrat im zu Ende gehenden Jahr das Gesetz und eine
konkretisierende Verordnung zur Transparenz der Politikfinanzierung in Kraft gesetzt
hat, werden sich die Parteien im neuen Jahr erstmals an die entsprechenden Regeln
halten mussen. Die Parteien, die in der Bundesversammlung vertreten sind, haben
unter anderem ihre Gesamteinnahmen sowie Zuwendungen von uber CHF 15'000
offenzulegen.

Grosse Parteien

Die Bundesratsersatzwahl fir René Felber bot erneut Anlass zu Diskussionen Uber das
Verbleiben der SP in der Regierung resp. lUber die Méglichkeit, in die Opposition zu
gehen. Nachdem die Parteileitung angeklndigt hatte, fir den Fall einer Nicht-Wahl von
Bundesratskandidatin Brunner (GE) keine Krisenszenarien &ffentlich zu diskutieren,
unternahmen verschiedene Partei-Exponenten dennoch entsprechende Schritte. Die
Nichtwahl Brunners hatte bei der SP im Ubrigen einen starken Zuwachs an Partei-
Mitgliedschaftsgesuchen zur Folge. In Anlehnung an den ausserordentlichen Parteitag,
welcher 1984 nach der Nicht-Wahl Lilian Uchtenhagens als Bundesratin durchgefuhrt
worden war, plante die Parteileitung nach dem Scheitern Brunners erneut einen
derartigen Parteitag zum Thema der Regierungsbeteiligung. Da sich die Begeisterung fur
das Thema nach der Bundesratsersatzwahl relativ rasch legte, kam gegen Ende des
Berichtsjahres nur eine kleinere Tagung zu diesem Thema zustande, an welcher sich
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eine Mehrzahl der Beteiligten flr das Verbleiben in der Regierung aussprach. #°

Bei den Bundesratsersatzwahlen wollte eine Mehrheit der SP-Fraktion der SVP den
Bundesratssitz zugunsten eines zusatzlichen FDP-Vertreters strittig machen. Die FDP
war an dieser Offerte aber nicht interessiert. Parteiintern fihrte diese als schlecht
vorbereitet kritisierte Strategie zu Kritik. ?¢

Die SP griff im Wahlkampf einen der zwei FDP-Bundesratssitze an. SP-Prasident Fehr
dusserte sich im Juli, die Abwahl von Bundesrat Couchepin oder Bundesrat Merz sei
fur ihn kein Tabu. Die SP kénnte eventuell einen CVP-Kandidaten unterstitzen. #/

Eine wesentliche Rolle spielte die SP im Dezember bei der Abwahl von Bundesrat
Christoph Blocher und der Wahl von Eveline Widmer-Schlumpf an seiner Stelle. Durch
eine Kooperation mit Teilen der CVP und den Grinen gelang es der SP, im Parlament
genligend Stimmen flr die Ersetzung von Blocher zu gewinnen. 2

Nach Bundesrat Schmids Rucktritt im November bestatigte die SP grundsatzlich den
Anspruch der SVP auf den frei gewordenen Sitz. Sie wolle nicht mit der Konkordanz
brechen, aber auch nicht irgendeinen von der SVP favorisierten Hardliner wahlen. Die
SP-Parlamentarier gaben ihre Stimme aller Wahrscheinlichkeit nach grosstenteils dem
Thurgauer Hansjorg Walter (svp). 2°

Der Riicktritt von Bundesrat Moritz Leuenberger kam flr die meisten Beobachter
Uberraschend, war doch erwartet worden, dass der SP-Magistrat 2011 noch ein weiteres
Jahr als Bundesprasident amtieren wirde. Die SVP klndigte sofort an, den SP-Sitz
attackieren zu wollen. In der SP positionierten sich vier Frauen als potentielle
Nachfolgerinnen. Der Baselstddter Regierungsratin Eva Herzog und der St. Galler
Nationalratin Hildegard Fassler wurden lediglich Aussenseiterchancen eingeraumt.
Schliesslich nominierte die SP-Fraktion Anfang September ein Zweierticket bestehend
aus Nationalratin Jacqueline Fehr (ZH) und Stédnderatin Simonetta Sommaruga (BE). Bei
den Bundesratsersatzwahlen setzte sich Simonetta Sommaruga im dritten Wahlgang
gegen Jacqueline Fehr und im vierten Wahlgang gegen den SVP-Herausforderer Jean-
Francois Rime durch. Einziger Wermutstropfen der Wahl der Berner Standeratin war
der drohende Verlust des Stédnderatssitzes ihrer Partei. *°

Fur einen Eklat sorgte SP-Président Christian Levrat, der - unzufrieden mit der
Departementsverteilung nach den Bundesratsersatzwahlen - den Prasidenten der FDP
Fulvio Pelli der Llige bezichtigte. Die FDP hatte versprochen, dass sie einen
Departementswechsel der Bundesrate Maurer und Widmer-Schlumpf verhindern wirde
und einer Sitzverteilung nach dem Anciennitatsprinzip nicht entgegenstehen wirde,
unter der Bedingung, dass die SP den FDP-Bundesratssitz unterstitzte. Beide
Versprechen hatten die Freisinnigen nicht eingehalten. Die grosse Rochade bei der
Departementsverteilung hatte zur Folge, dass die SP nicht nur das Uvek an die CVP
abgeben musste, sondern auch, dass Bundesratin Sommaruga als
Konsumentenschitzerin nicht das Volkswirtschaftsdepartement erhielt, sondern als
Nichtjuristin das EJPD Ubernehmen musste. Pelli seinerseits kindigte eine
Verleumdungsklage gegen Levrat an. Die Causa Levrat-Pelli beschéaftigte die Presse
einige Tage lang, bevor der Streit Mitte Oktober mit einer dirren Medienmitteilung
beigelegt wurde. ¥

Im September erklarte Bundesratin Micheline Calmy-Rey ihren Rucktritt. Die SP konnte
dadurch eine im Wahlkampf nicht unwichtige, verstarkte Medienaufmerksamkeit
generieren, da das Karussell mit den potentiellen Nachfolgerinnen und Nachfolgern
relativ rasch zu drehen begann. Friih gab die Partei bekannt, nur Kandidierende aus der
lateinischen Schweiz zu berlcksichtigen. Schliesslich entschied sich die Fraktion fur ein
Zweierticket mit dem Staatsrat Pierre-Yves Maillard aus dem Kanton Waadt und dem
Freiburger Standerat Alain Berset. Obwohl die SVP bei den Bundesratswahlen im
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Dezember schliesslich beide Sitze der SP angriff, wurden sowohl Simonetta Sommaruga
im ersten Wahlgang bestéatigt als auch Alain Berset bereits im zweiten Umgang gewahlt.
Sommaruga behielt das EJPD und Berset Gbernahm das EDI. *?

Einen Tag vor ihrem 88. Geburtstag, am 6. September 2016 verstarb Lilian Uchtenhagen
- eine der ersten Nationalrdtinnen und eine wichtige Modernisiererin der SP.
Zusammen mit dem damaligen Prasidenten Helmut Hubacher arbeitete sie mit am
Umbau der SP von einer klassischen Arbeiterpartei in eine Mittelstandspartei. Im
Gedachtnis bleiben wird der Name Uchtenhagen aber insbesondere wegen den
Bundesratswahlen vom 7. Dezember 1983. Die Zurcher Nationalratin war von ihrer
Partei als erste Bundesratin nominiert worden. Die Blrgerlichen machten diesem Plan
allerdings einen Strich durch die Rechnung und wéahlten in einem eigentlichen Coup mit
Otto Stich einen genehmen Gegenkandidaten. *°
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